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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Ulrike Flach, Cornelia Pieper, Jürgen Türk, Dr. Karlheinz 
Guttmacher, Klaus Haupt, Joachim Günther (Plauen), Birgit Homburger, 

Horst Friedrich (Bayreuth), Ina Albowitz, Hildebrecht Braun (Augsburg), Rainer 
Brüderle, Ernst Burgbacher, Jörg van Essen, Rainer Funke, Hans-Michael 
Goldmann, Dr. Werner Hoyer, Ulrich Irmer, Dr. Heinrich L. Kolb, Gudrun Kopp, 
Jürgen Koppelin, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Dirk Niebel, Günther 
Friedrich Nolting, Hans-Joachim Otto (Frankfurt), Detlef Parr, Dr. Edzard Schmidt- 
Jortzig, Dr. Irmgard Schwaetzer, Dr. Hermann Otto Solms, Carl-Ludwig Thiele, 

Dr. Wolfgang Gerhardt und der Fraktion der F.D.P. 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 14/4129 - 


Jahresbericht 2000 zum Stand der Deutschen Einheit 


Der Bundestag wolle besehließen: 

Der Deutsehe Bundestag stellt fest: 

Bundestagspräsident Wolfgang Thierse hat mit seinen Äußerungen zur Entwiek- 
lung in den ostdeutsehen Bundesländern aueh eine Diskussion über die Indust- 
rie- und Institutsforsehung angestoßen. Er spraeh sieh für eine neue Offensive 
zum Ausbau von Forsehung und Entwieklung in den neuen Bundesländern aus. 
Seit 1990 seien im Osten 90 % der industrienahen Forsehungs- und Ent- 
wieklungskapazitäten abgebaut worden. Hier müsse mit staatlieher Hilfe gegen- 
gesteuert werden. Er erwarte, dass sieh die ostdeutsehen Ministerpräsidenten 
und die Bundesregierung bis zur Sommerpause über konkrete Projekte einigen. 

Derzeit findet eine Diskussion über die Abwanderung von jungen und qualifi- 
zierten Mensehen aus den fünf neuen Bundesländern statt. Die vorliegenden 
Zahlen sind jedoeh undifferenziert und wenig aussagekräftig. Zwar verließen 
im letzten Jahr, laut Aussagen von Staatsminister Rolf Sehwanitz, 260 000 
Mensehen die neuen Bundesländer, aber es zogen aueh rund 242 000 Men- 
sehen vom Westen in den Osten. Das entsprieht aber immer noeh einem Netto- 
verlust von ea. 18 000 Mensehen. Das Bild wird erheblieh differenzierter, wenn 
man es naeh Regionen betraehtet. In den Umlandgemeinden der Großstädte 
(sog. Speekgürtel) sind erhebliehe Zuwanderungen zu verzeiehnen. Im Umland 
von Berlin ist dieser Effekt so groß, dass Brandenburg als einziges der neuen 
Bundesländer einen positiven Saldo der Bevölkerungsentwieklung vorweisen 
kann. Überdurehsehnittlieh fällt der Bevölkerungsrüekgang in Saehsen-Anhalt 
aus, was jedoeh aueh damit zusammenhängt, dass in diesem Bundesland seit 
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der NS-Zeit (z. B. LEUNA und BUNA) und in der ehemaligen DDR mit 
Staatsprogrammen ein Industriestandort gesehaften wurde, der, vor dem Hin- 
tergrund bestehender moderner Indnstriekapastäten in Westdeutschland und 
der europäischen Integration^ nur in Kernen überlebensfähig war. Die Abwan- 
derung^ vor allem aus ländlichen Gebieten in urbane Zentren und Umland- 
gemeinden^ ist Ausdruck der grundlegenden Urnstrukturierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion und der Lebens Verhältnisse auf dem Lande. Die 
Wanderungsbewegungen erfolgen sowohl innerhalb der neuen als auch von den 
neuen in die alten Bundesländer. Pauschale Aussagen über das ^jAusbluten** des 
Ostens sind nicht hilh'eich. 

Es hat sich gezeigt, dass Universitäten, Fachhochschulen und Forschungs- 
einrichtungen Kerne für die Ansiedlung von Zulieferbetrieben^ Stait-Up-Unter- 
nehmen^ Ausgründungen und Dienstleistem sind. Die Bildung^- und For- 
schungseinrichtungen bilden geradezu den Nukleus für eine innovative und 
moderne Region. Dazu haben auch die Programme ,^ioRegio“ der alten und 
,^InnoRegio'^ der neuen Bundesregierung beigetragen. Hier können gerade in 
kleinstädtischen oder ländlichen Regionen Arbeitsplätze entstehen. 

Dennoch macht das FuE-Personal in den neuen Bundesländern weniger als 
10 % des gesamtdeutschen FuE-PersonaJs aus, der FuE-Auftvand je Einwohner 
liegt bei rund 27 % des Westni veaus. Dies ist u. a. darauf zuriickzufuhren, dass 
es im Osten nur wenige forschende Grofluntemehmen gibt. Der 1990 ein- 
setzende Strukturumbruch Ln den neuen Ländern führte beim FuE-Personal zu 
gravierenden Einbußen. Seit 1995 steigt das FuE-Personal Jedoch im Schnitt 
wieder um 3 % pro Jahr an. Ebenso steigt der Mittelansatz ostdeutscher Unter- 
nehmen für FuE kontinuierlich. 

Diese Indikatoren machen deutlich, dass der Effekt der Investitionen in For- 
schung und Bildung für den Arbeitsmarkt deutlich höher ist als die Investitio- 
nen in einen dauerhaft subventionsbedürfligen zweiten Arbeitsmarkt. 

Statt pauschaler Kritik und dramatisierender Äußerungen darüber, dass der 
Osten auf der Kippe stünde, sind vielmehr konkrete Maßnahmen nötig, um 
Innovationen und Investitionen zu fördern. Im Bereich der Forschung könnte 
ein wesentlicher Wachstumsmotor fiir die Wirtschaft entstehen, der bislang 
noch nicht ausreichend genutzt wird. So ist der Vorlauf für Förderungspro- 
gramme nach wie vor zu lang. Die Tatsache, dass die Bundesregierung im Früh- 
jahr 2001 ein Softwareförderprogramm ankündigt, es aber erst zum 1 . Juni 2002 
starten will, macht deutlich^ wie weit die Geschwindigkeiten der New Economy 
und der Ministerialbürokratie auseinanderklaffen. Um international mit der dy- 
namischen Entwicklung Schritt halten zu können, ist dieser Vorlauf zu lang. 
Forschungs- und Technologieförderung sind entscheidend für den Aufhol- 
prozess der neuen Bundesländer. Hier müssen Kräfte gebündelt und neue Ideen 
realisiert werden. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

• die Industrieforschungsförderung für die neuen Bundesländer deutlich zu 
erhöhen und dabei gezielt Programme für kleine und mittelständische Unter- 
nehmen sowie für Unternehmen im ländlichen Raum auff ulegen. Dabei sind 
steuerliclie Vergünstigungen und Abschreibungsmodelle gegenüber direkten 
Subventionen zu bevorzugen. Die RJsikokapitalbildung technologieorien- 
tierter Unternehmen muss deutlich verbessert werden, um Innovationen und 
Investitionen voranzubringen; 

• in Zusammenarbeit mit den ostdeutschen Bundesländern die Vernetzung 
zwischen Hochschulen und Unternehmen auszubauen, z. B. durch Univer- 
sitäts-Ausgründungen. Wegen der miflelständischen Struktur der ostdeut- 
schen Wirtschaft ist die Bildung von Clustem/Netzwerken unveizichtbar, 
um intemational wahrgenommen zu werden. Besonders kleine und mittlere 
Unternehmen sind auf die Nutzung externen Wissens angewiesen. Umge- 
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kehrt benötigt auch die Lehre und dieanwendungsorientierte Forschung die 
Kooperation mit der Praxis; 

• einen marktwirtschaftlich organisierten Wissenstransfer zu unterstützen, der 
durch Anreize zu möglichst schnellen und effektiven Innovationen in den 
öntemehmen beiträgt. Dazu sollen betriebswirtschaftlich arbeitenden Ein- 
heiten^ z. B. in Form von GmbH, eingerichtet werden. Hochschulen und 
FuE-Einrichtungen müssen aktiver an die Unternehmen herantreten. Dazu 
müssen sie in die Lage versetzt werden^ ihr Leistungsangebot besser darzu- 
stellen. Hemmnisse gegen den Wissenstransfer, die im Nebentätigkeitsrecht 
oder in der nicht freien Verfügung über eingeworbene Drittmittel liegen^ 
müssen abgebaut werden; 

• zur Intensivierung des Wissenstransfers zwischen Hochschule und Wirt- 
schaft soll das Instrument ,3erahinjgsscheck'^ in drei Regionen in den neuen 
Bundesländern modellartig erprobt und bei Erfolg flächendeckend ein- 
gefuhrt werden. Bei diesem Verfahren sollen nach einer Phase des Kennen- 
lemens zwischen Unternehmen und Hochschule zunächst unentgeltliche 
Erstberatungen fiir Unternehmen durchgefuhrt werden. Die von den Wissen- 
schaftlera im Hauptamt geleisteten Beratungen werden von der Hochschule 
in geeigneter Weise honoriert, z. B. in Form von Deputatsnachlass. In Ne- 
bentätigkeit ausgeführte Erstberatungen gehören zur Akquisition. Wenn sich 
zeigt* dass die Unternehmen an Kooperationen interssiert sind^ so sollen 
diese im Rahmen von Projekten und gegen Drittmittel erfolgen. Dabei darf 
keine Wettbeweifrsverzerrung gegenüber freien Beratern durch Subventio- 
nen auftnsten. Für das Ei gentum an Erfindungen gelten das Patentrecht bzw. 
vertragliche Regelungen zwischen den Kooperationspartnern; 

• in Zusammenarbeit mit den Industri e- und Handelskammern und den Hand- 
werkskammern müssen regionale Kompetenznetze aufgebaut werden. Das 
Programm ,, Lernende Region'" ist ein erster Schritt, muss aber insbesondere 
den Unternehmen besser bekannt gemacht werden; 

• die Zusammenarbeit der Forschungseinrichtungen der Max-Planck-Gesell- 
schaft (Standorte Dresden, Leipzig, Jena, Halle, Magdeburg, Golm, Berlin, 
Greifswald und Rostock), der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deut- 
scher Forschungszentren {Standorte Berlin, Potsdam und Leipzig) und der 
Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz {Standorte Berlin, 
Halle, Leipzig, Dresden, Erkner, Bei^holz-Rehbrücke, Dummersdorf, Jena, 
Gatersleben, Magdeburg* Potsdam, Frankfurt/Oder, Greifswald, Kühlungs- 
bom, Großbeeren, Rostock und Müncheberg) mit den Universitäten und 
Fachhochschulen beim weiteren Ausbau von Kompetenznetzen zu stärken; 


• ein Programm für Innovatioiis- und Kompetenzzentren sowie zur Forderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses und zur Verbesserung der Forschungs- 
inffastruktur für 2002 bis 2004 in Höhe von jährlich 1,1S Mrd. DM aufrule- 
gen, die sich wie folgt zusammensetzen. 

L Hochschulsonderprogramm Ost 

einschließlich Bibliothekenprogramm (120 000 TDM) - 

2. Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschung^ entren - 

3. Max-Planck-Gesellschaft - 

4. Deutsche Forschungsgemeinschaft - 

5. Leibniz-Gesellschaft - 

6. Nachfolgeprogramm InnoRegio-Rubin - 

7. Leis tungs Wettbewerbe, Preise für Nachwuchskräfte - 

8. Programm zur Veifresseiung der technischen und 
naturwissenschaftlichen Laborausstattung an 
allgemein- und berufsbildenden Schulen 

Insgesamt 


520 000 TDM 
130 000 TDM 
40 000 TDM 
60 000 TDM 
10 000 TDM 
60 000 TDM 
10 000 TDM 


- 350 000 TDM 


-1 ISO 000 TDM 
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• das Nachfolgeprogramm vod ^JonoRegio“^ ,^RUBIN'^ (Regionale mitenieb- 
merische Bündnisse für innovative Wachstumsfcerae) bereits im Jahr 2002 
umzusetzen; 

• die Vorianiphasen für Fördeiprogranime zu verkürzen^ um schneller auf den 
aktuellen Bedarf reagi eren zu können; 

• im Hochsehulbau die hälftige Kofinanzierung für die Jahre 2002 bis 2007 
zugunsten der neuen Länder deutlich zurückzufahren; 

• ein Programm zur Verbesserung der technischen und naturwissenschaft- 
lichen Laborausstattung an allgemein- und berulshildenden Schulen auf- 
zulegen. 


Berlin^ den 15. Mai 2001 

Dlrik^ Flach 
Cornelia Pieper 
Jürgen Türk 
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